
Das vorstehende, von der Volkskammer am zwanzigsten 
September neunzehnhunderteinundsechzig beschlossene 
Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den zwanzigsten September 
neuzehnhunderteinundsechzig

Der Vorsitzende des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

W. Ulbricht

Wie der Staatsrat seine Befugnisse gegenüber den ört­
lichen Volksvertretungen ausübt, zeigt ein Beschluß 
vom 18. 9. 1961. In diesem gab der Staatsrat den Kreis­
tagen, Stadtverordnetenversammlungen, Stadtbezirks­
versammlungen und Gemeindevertretungen genaue 
Anweisungen, wie sie nach der Neuwahl vom 17. 9.1961 
ihre konstituierende Sitzung durchzuführen hatten. 
Darin wurden nicht nur der Gegenstand und der In­
halt der Referate, die zu halten waren, geregelt, son­
dern auch befohlen, was als Ergebnis zu der Beratung 
zu beschließen war.
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Beschluß
des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik 

über die Richtlinie für die Durchführung 
der konstituierenden Tagung der Kreistage, 

Stadtverordnetenversammlungen, Stadtbezirks­
versammlungen und Gemeindevertretungen

vom 18. September 1961 
(GBl. I S. 171 ff.)

I.
Der Staatsrat der Deutschen Demokratischen Republik 
beschließt die Richtlinie für die Durchführung der kon­
stituierenden Tagung der Kreistage, Stadtverordneten­
versammlungen, Stadtbezirksversammlungen und Ge­
meindevertretungen (Anlage).

II.
Diese Richtlinie tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.

Der Vorsitzende des Staatsrates 
W. Ulbricht

Der Sekretär des Staatsrates
O. Gotsche

Anlage zu vorstehendem Beschluß 
Richtlinie

für die Durchführung der konstituierenden Tagung 
der Kreistage, Stadtverordnetenversammlungen, 

Stadtbezirksversammlungen und 
Gemeindevertretungen

Die am 17. September 1961 neugewählten örtlichen 
Volksvertretungen beginnen ihre Tätigkeit in der Zeit 
des Kampfes für den Abschluß des Friedensvertrages 
und die Umwandlung Westberlins in eine entmilita­
risierte, neutrale, freie Stadt. Vor ihnen steht die Auf­
gabe, den weiteren Aufbau des Sozialismus in der 
Deutschen Demokratischen Republik und die Sicherung 
des Friedens zu organisieren.

Die Maßnahmen zum Schutze unserer Republik am
13. August 1961 führten zu einem großen Aufschwung 
in breitesten Kreisen der Bevölkerung und ließen den 
Elan und das Kraftbewußtsein der Arbeiterklasse, der

Genossenschaftsbauern, der Angehörigen der Intelli­
genz und anderer werktätiger Schichten wachsen. In 
den offenen Auseinandersetzungen über den Deutschen 
Friedensplan und die Aufgaben der Deutschen Demo­
kratischen Republik im Kampf zur Durchkreuzung der 
provokatorischen Pläne der westdeutschen Revanchi­
sten und Militaristen und die Tätigkeit der westdeut­
schen und amerikanischen Agentenorganisationen in 
Westberlin wurde vielen Menschen geholfen, einen 
richtigen Standpunkt für die Sache des Friedens und 
die Perspektive in Deutschland zu gewinnen. Es wur­
den Feinde des Friedens und des Arbeiter-und-Bau­
ern-Staates durch die Kräfte des Volkes entlarvt. Viele 
gute Erfahrungen wurden für die weitere Verwirk­
lichung der Programmatischen Erklärung des Vorsit­
zenden des Staatsrates gesammelt.
In der praktischen Arbeit der örtlichen Volksvertre­
tungen gilt es, diese guten Erfahrungen zu nutzen und 
die vom Staatsrat der Deutschen Demokratischen Re­
publik beschlossenen Aufgaben und die Arbeitsweise 
der örtlichen Volksvertretungen und ihrer Organe 
durchzuführen, um so die Staatsmacht weiter zu festi­
gen, die erfolgreiche Erfüllung der Volkswirtschafts­
pläne zu sichern und alle Kräfte der Werktätigen für 
den Aufbau des Sozialismus zu vereinen.

I.
Die konstituierende Tagung der neugewählten örtlichen 
Volksvertretung wird vom Rat der bisherigen Wahl­
periode in Zusammenarbeit mit dem Ausschuß der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland vor­
bereitet.
Tag, Zeitpunkt und Tagesordnung der konstituierenden 
Tagung der örtlichen Volksvertretung sind öffentlich 
bekanntzugeben. Die Bevölkerung ist einzuladen.
Bereits zu dieser ersten Tagung der örtlichen Volks­
vertretung sind Vertreter des Ausschusses der Natio­
nalen Front des demokratischen Deutschland und her­
vorragende Werktätige, Brigaden der sozialistischen 
Arbeit und Arbeitsgemeinschaften einzuladen, die sich 
besonders in der Wahlbewegung, bei der Durchführung 
der Maßnahmen zum Schutze der Republik, der Stör­
freimachung der Wirtschaft, der Einbringung der Ernte 
und der Lösung anderer volkswirtschaftlicher Aufgaben 
bewährt haben. Die Nachfolgekandidaten sind zu der 
konstituierenden Tagung einzuladen. Zu der konsti­
tuierenden Tagung des Kreistages sind die Bürger­
meister der kreisangehörigen Städte und Gemeinden 
einzuladen.

II.
Für den Ablauf der konstituierenden Tagung ist zu 
beachten:
1. Eröffnung der konstituierenden Tagung durch den 

Vorsitzenden des Rates der bisherigen Wahlperiode 
bzw. seinen Stellvertreter, der Abgeordneter der 
neugewählten Volksvertretung ist.
Die Wahl der Tagungsleitung erfolgt entsprechend 
den Ordnungen über die Aufgaben und die Arbeits­
weise der örtlichen Volksvertretungen und ihrer 
Organe. Die Tagungsleitung ist vom Rat der bis­
herigen Wahlperiode vorzuschlagen.

2. Wahl der Mandatprüfungskommission und Beschluß­
fassung über die Gültigkeit der Wahl.
Der Rat der bisherigen Wahlperiode hat die Vor­
schläge für die Zusammensetzung der Mandatprü­
fungskommission aus den Reihen der neugewählten 
Abgeordneten rechtzeitig vor der konstituierenden 
Tagung vorzubereiten und den dafür vorgesehenen 
Abgeordneten Einsicht in die Wahlunterlagen zu 
gewähren. Die Mandatprüfungskommission, die aus­
schließlich für die Berichterstattung über die Gültig-
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